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Flüchtlingspolitik

Theorie gut, 
Praxis nicht so
Tessie Jakobs

Recht zufrieden zog Minister 
Asselborn am Montag Bilanz in 
puncto Asyl, Immigration und 
Aufnahme. Manche Kritikpunkte 
halten sich indes hartnäckig.

„Luxemburg ist eins der wenigen 
Länder, das nicht defensiv an Asylpo-
litik herantritt. Wir sind solidarisch, 
hilfsbereit und übernehmen Verant-
wortung gegenüber Menschen, von 
denen manche alles verloren haben.“ 
Am Montag hatte Außen- und Immi- 
grationsminister Jean Asselborn zu 
seiner alljährlichen Bilanz-Pressekon-
ferenz in puncto Asylpolitik eingela-
den. Der Minister sieht das vergange-
ne Jahr alles in allem positiv. Dabei 
war ihm auch 2019 Kritik nicht er-
spart geblieben. 

Das Jahr begann mit einer posi-
tiven Note als Asselborn entschied, 
auf eine Forderung der konsultativen 
Menschenrechtskommission (CCDH) 
einzugehen. Konkret ging es um die 
Praxis, bei Flüchtlingen, die ihre Min-
derjährigkeit nicht eindeutig nachwei-
sen können und bei denen diese auch 
nicht anhand einer Röntgenuntersu-
chung des Handgelenks festgestellt 
werden konnte, Genitaluntersuchun-
gen durchzuführen. Die CCDH hatte 
kritisiert, dass diese weder besonders 
zuverlässig, noch menschenwürdig 
seien. Nachdem Asselborn anfangs 
auf den Tests bestanden hatte, gab er 
schließlich nach. Genitaluntersuchun-
gen finden seither nicht mehr statt. 

Die Feststellung der Minderjährig-
keit der Antragstellenden ist vor allem 
deshalb wichtig, da sie laut Gesetz 
einen anderen Umgang erfahren als 
Volljährige. Von den 64 Asylsuchen-
den, die 2019 angaben, minderjährig 
zu sein, stellte sich dies in 39 Fällen 
als nicht zutreffend heraus. „Ich ver-
urteile diese Menschen nicht“, stellte 
Asselborn am Montag klar. „Es ist al-
lerdings wichtig, dass wir denjenigen 
gegenüber fair bleiben, die die Wahr-
heit sagen.“

2019 wurden 2.047 Anfragen auf 
internationalen Schutz eingereicht 
und insgesamt 2.154 Entscheidungen 
gefällt. 653 Anfragen wurden aner-
kannt, 397 abgelehnt. 25 Prozent der 

Antragstellenden stammen aus Eri-
trea, 14 Prozent aus Syrien und 7,9 
Prozent aus Afghanistan. 2019 befand 
sich zum ersten Mal auch Venezuela 
unter den Herkunftsländern. Die Zahl 
von Asylsuchenden aus dem Balkan 
hat stark abgenommen.

Zugenommen haben dagegen Fäl-
le, in denen die*der Antragstellende 
einen Abbruch der Prozedur bean-
tragte. 2019 waren es 308 Menschen. 
Sie halten sich nur dann noch legal 
im Land auf, wenn sie in der Shuk 
(Structure d‘hébergement d‘urgence 
au Kirchberg) unterkommen. „Die 
Shuk ist kein Gefängnis und dieje-
nigen, die dort wohnen, sind keine 
Kriminelle. Es ist ihr gutes Recht, das 
System zu verlassen“, erklärte Assel-
born auf der Pressekonferenz.

2019 dauerte die Prozedur im 
Durchschnitt 4,8 Monate, ein großer 
Fortschritt, wie Asselborn betonte. 
„Natürlich gibt es immer noch Fälle, 
die viel mehr Zeit in Anspruch neh-
men: Wenn Menschen keine Papiere 
haben, nicht beweisen können, wer 
sie sind, oder vertiefte Nachforschun-
gen nötig sind.“ Die Zuständigen 
würden in jedem Fall aber ihr Mög-
lichstes tun, um die Dauer auf ein 
Minimum zu reduzieren. Zurzeit ist 
die Prozedur bei 1.470 Personen noch 
nicht abgeschlossen.

Hoffen und Bangen

Auch auf Zahlen aus diesem Jahr 
kam Asselborn zu sprechen. „Wenn 
sich die Tendenzen der ersten zehn 
Februartage bestätigen, liegt die Zahl 
der Anfragen Ende des Monats bei 
etwa 100 Stück. Das letzte Mal, als die 
Anzahl so niedrig war, war im Mai 
2015.“ Dies würde er, Asselborn, unter 
anderem deshalb begrüßen, weil die 
Unterkünfte zurzeit bereits überlastet 
seien. Statt das Angebot rapide zu er-
weitern, scheint die Strategie also vor 
allem „Hoffen und Bangen“ zu lauten.

Im Jahr 2019 haben 36 unbeglei-
tete Minderjährige in Luxemburg in-
ternationalen Schutz beantragt, bei 11 
weiteren hatte die Prozedur zum Zeit-
punkt der Pressekonferenz noch nicht 
begonnen. Die meisten davon stam-
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men aus Afghanistan und Eritrea. 
Bezüglich dieser besonders verletz-
lichen Gruppe erwähnte Asselborn 
ein im November vom Regierungsrat 
gutgeheißenes großherzogliches Reg-
lement, das den legalen Rahmen für 
die Zusammenstellung und Funkti-
onsweise der „commission consulta-
tive d’évaluation de l’intérêt supéri-
eur des mineurs non accompagnés“ 
bildet. Dieses Gremium entscheidet 
in Fällen, in denen unbegleiteten Min-
derjährigen der Flüchtlingsstatus ver-
wehrt wurde, ob diese in Luxemburg 
bleiben oder in ihr Herkunftsland 
zurückgeschickt werden sollen. Nach 
eingehender Analyse der spezifischen 
Situation der Betroffenen wird be-
schlossen, was in deren bestem Inte-
resse ist.

Mitte Januar hatte die beraten-
de Menschenrechtskommission 
Kritik an diesem Bewertungsgremi-
um geäußert. Dieses sei nicht neu-
tral und unabhängig und nicht alle 
Teilnehmer*innen seien ausreichend 
in puncto Kinderrechte sowie physi-
sche und psychische Gewalt geschult. 
Auch die NGO Passerell hatte kürzlich 
beanstandet, dass ein unabhängigeres 
Gremium notwendig sei, als das zur-

zeit vorgesehe. Momentan sieht das 
Reglement vor, dass die Bewertungs-
kommission aus Vertreter*innen des 
Office national de l’enfance (ONE), 
des Office national de l’accueil (Ona), 
der Staatsanwaltschaft und des Au-
ßenministeriums besteht. Der Mi-
nister hat in Reaktion auf die Kritik 
präzisiert, dass noch Änderungsvor-
schläge, ob von CCDH, Staatsrat oder 
anderen Akteur*innen ins Gesetz ein-
fließen werden.

Angemessener Umgang?

Im Rahmen des Dublin III Reg-
lements wurden 330 Personen von 
Luxemburg aus in einen anderen 
Mitgliedsstaat überstellt; 90 dagegen 
wurden ins Großherzogtum trans-
feriert, 30 davon aus Griechenland. 
Die Dublin-Verordnung sieht vor, dass 
Personen nur in einem Land Asyl be-
antragen können und auch in diesem 
Land bleiben müssen.

In einem am Freitag veröffentlich-
ten Schreiben mit acht Forderungen 
an den Minister hatte die Passerell 
kritisiert, dass bei einer Überstellung 
die in den jeweiligen Ländern vor-
herrschenden Umstände nicht immer 

ausreichend berücksichtigt würden. 
So gebe es in Griechenland zum Teil 
Probleme in puncto Unterkünfte und 
Schulbesuch, Italien halte teilweise 
geltende Richtlinien nicht ein und 
auch in weiteren Ländern sei die Situ-
ation nicht immer ideal.

Anlässlich der Pressekonferenz 
pochte Asselborn darauf, dass sehr 
wohl Rücksicht auf die Umstände in 
den Ländern genommen werde. Auch 
die besondere Verletzlichkeit der Be-
troffenen, etwa Frauen, die alleine 
oder schwanger sind, würden berück-
sichtigt. „Ich weiß, dass behauptet 
wird, ich würde mich über die Geset-
ze hinwegsetzen.“ Dem sei aber nicht 
so: „Wenn wir sehen, dass für die Be-
troffenen eine Gefahr besteht, handelt 
Luxemburg angemessenen.“

In einem weiteren Schreiben ging 
Passerell am Mittwoch erneut auf 
diese Problematik ein. Zwar über-
stelle Luxemburg zurzeit keine Asyl-
suchenden mehr nach Griechenland, 
doch gelte diese Ausnahmeregelung 
nicht für Menschen, die das Flücht-
lingsstatut dort bereits erhalten hät-
ten. Angesichts dessen wiederholte 
die Organisation ihre Forderungen, 
Menschenrechtsrisiken in den Mit-

gliedsstaaten stärker zu berücksich-
tigen, und den Rechtsbehelf gegen 
eine Überstellungsentscheidung zu 
garantieren.

Die Luxemburger Asylpolitik ist si-
cherlich verbesserungswürdig. Zu den 
Forderungen von Passerell gehören, 
systematische Prozeduren zur frühzei-
tigen Feststellung von Anzeichen auf 
Verletzlichkeit, Traumata, Belästigung 
und/oder Gewalterfahrung einzufüh-
ren und das Personal entsprechend 
zu schulen. Obwohl Asselborn be-
tont, dass all dies bereits der Fall sei, 
scheint das in den Augen mancher 
Betroffenen nach wie vor nicht der 
Fall zu sein. Sie beklagen, nicht sys-
tematisch über die Möglichkeit einer 
medizinischen Untersuchung zur Fest-
stellung von Folterspuren und Trau-
masymptomen informiert worden zu 
sein. Daran zeigt sich: Nur weil etwas 
in der Theorie vorgesehen ist, schlägt 
es sich noch lange nicht in der Praxis 
nieder. 
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